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PRÄSIDBNTBNXONFBRENZ DER LA.~WIRTSCHAPTSXAMMERN ÖSTER.~ICHS 
ÖSTER.~ICHISCHBR GEWERKSCHAFTSBUND 

Herrn Bundeskanzler 
Dr. Franz VRANITZKY 

Ballhausplatz 2 
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Sehr geehrter Herr Bundeskanzler! 

Wien, 2. März 1989 
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Unter Bezugnahme auf das Gespräch am 12. 12. 1988 übermitteln wir 

die gemeinsame Sozialpartner-Stellungnahme ·Österreich und die 

Europäische Integration-. 

Der 
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Mit vorzüglicher Hochachtung 

WIRTSCHAFT 
Der Generalsekretär: 
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ÖSTERREICHISCHER ARBEITERKAMMERTAG 

Der Präsident: 

~/~ 
Der ~a~sdirektor: 
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PRÄSIDENTENKONFERENZ DER LANDWIRTSCHAFTSKAMMERN ÖSTERREICHS 

Der Präsident: Der Generalsekretär: 

ÖSTERREICHISCHER GEWERKS CHAFTSBUND 

Der Präsident: Der Leitende Sekretär: 
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"ion, 1. 3. 1939 

Sozial~artnerstellungnahme 

·Österreich und die Europäische Integration-

Vorbemarku::lq 

Jede der vier Sozialpartnerorganisationen hat schon bisher -

teils mehrfach - zum Thema der Europäischen Integration ausführ­

lich Stellung bezogen. Die folgende Ausarbeitung stellt die ge­

meinsame, generelle position der Sozialpartner dar. Sie ändert 

nichts an der Aktualität der von den einzelnen Interessensvert!."9-

tungen in ihren G~~ndsatzpapieren ~ezogenen Positionen. 

Mit dieser Stellungnahme kommen die Sozialpartner eine~ Ersuchen 

der (SS terre! chi s ehen Sundes regi er'~ng nach, er3t.l ären auch ihre 3e­

reitschaft, an der Umsetzung der als notNendig erkannten ~aanah­

man akti v mi tzuarbei ten und er,olarten, da8 ihre Mi tarbei t von der 

Bundesregierung in Anspruch genommen wird. 
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Schon der Vertrag von 1957 zur Grüncung de= Europäischen 

Wir~schd~:sgemeinschaft (EWG) sah d~e Errichtung eines 

Gemeinsamen Marktes vor. Das inkludierte den freien 

Waren-, Oienstleistunga- und Kapitalverkehr, die freie 

Niederlassung, die Freizügigkeit der Arbeitnehmer, den 

sozialen Fortschritt und die beschleunigte Hebung der 

Lebenshaltung sowie ein gemeinsames Vorgehen der Ver­

tragspartner und gemeinsame Regelungen in vielen Berei­

chen der ~irtschaftspolitik. 

Nach Verzögerungen und mehrmaligen vergeblichen Ansätzen 

zu großflächigen Lösungen legte die EG-Kommission 1985 

im sogenannten Weißbuch zur Vollendung des Binnenmarktes 

ein konkretes Maßnahmenpaket vor, um die schon 1957 for­

mulierten Ziele zu ver",irklichen. 

Das 3innerunark-ckonzepc strebt die Scha'::'mg eines -:i:1-

heitlichen ~arktes an, in dem alle noci =€stehenden ~a­

teriellen, technischen und steuerlichen Schranken besei­

tigt werden. Nicht nur die Grenzba':ken und Grenzkontrol­

len sollen fal2.en, sondern i.Jl Zuge des .üba!.ls der lJllI1a­

teriellen Schranken und der Handels"lerzerrungen ist auch 

eine Verdichtung in vielen Bereichen der Wirtschaftapo­

li ti Je gepl ant. 

Die bisherige Durchführung zeigt, trotz gewisser zeitli­

cher Verzögerungen, beachtliche Erfolge. Daher kann da­

von ausgegangen werden, daß der Binne~arkt, wenn auch 

vielleicht nicht genau zu de~ vorgesehenen Zeitpunkt, in 

einem kontinuierlichen Prozeß verwirklicht werden wird. 
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Das Binn~~4rktprogr332 1at a~~r nur .in T.il de3 nauen 

dynan13chen Int9gr3t1on~~rO%a33~a der G~~einschaft: I~ 

Zusammenhang damit steht die soziale Di~~nsion der Euro­

päischen Gemeinschaften (EG), die AU3arbaitung gemeinsa­

mer 9ildungsprogra~~9 90~ie einer eurcpäischen 

Forschungs- und :'9chnolog~apol.lt.::<, d.:..e Ent .... J.c:uung e:.­

ner gemeinsamen Umweltschut%politik, die angestrebte 

Wirtschafts- und ~ährungsunion sowie die Europäische Po­

litische Zusammenarbeit. 

Ihre rechtliche Verafu~erung haben diese Integrationszie­

le in.der 1987 in Kraft getretenen Einheitlichen Euro­

päischen Akte gefunden. 

Die weltweite Konkurrenz Europas mit anderen Wirt­

schaftsräumen (nordamerikanischer und pazifischer Raum) 

und die in den vergangenen Jahren häufig zitierte Angst 

vor einer -Euro-Sklerose- in diesem Wettbewerb sind we­

sentliche Gründe für die Bemühungen von EG- und EFTA­

Ländern zur Schaffung eines echten wirtschaftlichen 

GroB =aumes. 
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2) Grund~at21ioh~ St~llungn~~~~ I~ ~itor~n Int~gr~tionl­

.chritt~n ~nt3rr,io~~ 

Österreich nahm am ProzeS der westeuropäischen wirt­

schaftlichen Zusa~enarbeit bereits u~ttelbar nach 

Ende des Zweiten Weltkrieges i~ Rahmen der osse teil. 

Durch daa EFTA-Abko~e3 von 1960 und den Abschluß der 

Freihandelsabkommen mit den Europäischen Gemeinschaften 

(EWG und EGKS) 1972 wurde ein erster Brückenschlag zwi­

schen den EG und ÖSterreich bzw. den anderen EFTA-Staa­

ten verwirklicht. Damit erhielten die Ursprungswaren der 

Vertragspartner auf dem industriell-gewerblichen Sektor 

zollfreien und mengenmä8ig unbeschränkten Marktzugang. 

Der Bereich der Landwirtschaft und landwirtschaftlichen 

Verarbei tungsprodukte hingegen wurde - gegen den 'Nunsch 

tsterreichs - nur punktuell von den Ab~ommen erfa3t und 

~ahm ~:l der Integra:icnsent-w:.-::<":':Jng :'l.:.:h<:: tell. 

Die bisherigen Integrationsschritte haben Österreich per 

Saldo eindeutig Vorteile gebracht. Die :!;tpor"te nach der 

EG (die in der vorherigen Et3ppe der ;egenseitigen Dis­

kriminierung sehr unbefriedigend verlaufen waren) stie­

gen wesentlich stärker als die I~porte aus diesem Inte­

grationsraum. Darüber hinaus hat sich dia Wettbewerts­

kraft vieler österreichischer anterneh~en erhöht und die 

Wirts chaftas truktuI Ös terrei chs 'lerbes s ert. Dadurch er­

gaben sich pOSitive Auswirkungen für alle Österreicher, 

et'N'a die Beschäftigung und die Einkommensentwicklung be­

treffend. 

1988 stammten 68,1 \ der österreichischen Gesamtimporte 
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aus der EG (zum V~rglQich: 7, 3 , aus dar BFTA, 6,4 \ aUl 

Osteuropa) und 63,8 \ der csterreichi3ch3n Exporte gin­

gen nach dem EG-R~um (zum Vergleich: lO,! % nach der 

EFTA, 9,1 \ nach Outeuropa). Auch die esterreichische 

Dienstleistungsbilanz zeigt dia enge Verflechtung mit 

den Europä~schen Gameinscnaften: 61 \ je~ gesamten 

Dienstleistungsleistungsimporte, 65,7 , der Dienstlei­

stungsexporte sind deQ EG-Raum zuzurechnen. I~ Fremden­

verkehr stammen sogar über 80 \ der Einnahmen von Touri­

sten aus dem EG-Raum. 

Diese sehr starke wirtschaftliche Interdependenz ist -

ganz ähnlich wie dies bei anderen kleineren westeuropäi­

schen Ländern der Fall war - weitgehend auf die gegen­

seitige Marktöffnung zurückzuführen. 

Die österreichischen Sozialpartner haben die bisherigen 

Integrationsschritte mitgetragen und initiativ unter­

stUtzt. Sie werden dies auch in Zukunft tun. 

Der Integrationsproze8 zur Schaffung des Binnenmarktes 

wird einige Zeit in Anspruch ne~en, doch zwingt er die 

betroffenen Staaten innerhalb und au88~hal~ der EG zu 

laufenden Anpassungs~aanahmen. Aus der Schaffung des 

Binnenmarktes entsteht daher für ÖSterreich jedenfalls 

und bereits jetzt substantieller Handlungsbedarf. 

Eine von der SFTA in Auftrag gegebene Studie über die 

Auswirkungen des Binnenmarktes ergab, daß die Nicht­

Teilnahme am Binne~arkt relative und absolute Verluste 

fUr die EFTA-Staaten bedeuten würde, und zwar durch 

a) die Verschlechterung der -terms of trade· (reale Aus­

tauschverhältniase)j 
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c) dio VQrlagf)rung dGr H3nd~l!1lJtrol:'l9 und 

c) den V.rluat dar Standortattraktivität. 

Folgende Beraich~ seien beispielhaft angeführt: 

Die EG selbst gt3hen davon 3US, daS die adr:tinistrativ 

auf~end~qen G=enz!or~al:t~ten derze~t Kcsten von 2 b~s 

4 \ der im EG-Raum getätigten Lieferungen verursachen. 

Die entsprechenden Kosten für die EFTA-Lieferanten sind 

derzeit etwa gleich hoch. Ein auch nur teilweiser Weg­

fall dieser Kosten innerhalb der 12 EG-Staaten würde 

konsequenterNeise deutliche Wettbewerbsnachteile für die 

Außenseiter ~it sich bringen. Aber auch im Personenver­

kehr können die Außengrenzen bei Wegfall der Binnengren­

zen neue Hemmnisse bringen - das befürchtet z. B. auch 

der österreichische Fremdenverk~hr. 

Noch weitaus negativer würde sich das Drau8enbleiben auf 

Österreichs Wirtschaft hinsichtlich der Normen und tech­

nischen Vorschriften auswirken. Die Nicht-Teilnahme 

Österreichs an der EG-internen gegensei:igen ~ne=kennung 

nationaler ~or~en ~nd technischer 7orsch=~!~en, der 

?r~fzertifikate und ?r}fanstalten hie8e ohne entspre­

chende Vereinbarung zwischen EG und EFTA, daß das öster­

reichische Produkt weiterhin zwölf verschiedenen Vor­

schriften entsprechen, zwölf~al überprüft we=den ~ü8te, 

während für EG-?rodukte eine einmalige Zulassung im Er­

zeugerland genügen würde. 

Die be'reits jetzt zögernde Investitionstätigkeit auslän­

discher Fir~en in ÖSterreich könnte auf die 7er~utete 

künftig stärker ausgeprägte AußenseitersteIlung unseres 

Landes zurückzuführen sein. 

Ein TeilausschluB ÖSterreichs von Forschungs- und Ent­

wicklungsprogrammen bewirkt er3chwerten Zugang österrel-
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ch1acher d1,:a·Huchaftlilr und FOr3ChGr :u internationalor 

Zusa:rt:Z\enarb$it rtit nagat1'len lCol'4Jequon::ßln für di9 öatar­

reichische Wirtschaft und ni3sonach~ft. 

Wenn österreichische Unternehmen für lhra ~anager und 

qualif:z:.erten Mita=bei~er nu.r er3ch .... er~ Beschäftlg1.mgs­

bewilligungen in EG-Läncern erhalten, stellt dies ein 

Hemmnis für die notwendige österreichische Niederlas­

sungstätigkeit auf den EG-Märkten dar. Das gleiche Hemm­

nis zeigt sich auch für Onternehmer und deren Mltarb€i­

ter beim ·über die Grenze Arbeiten- (Hontage-, Service­

und Reparaturtätigkeiten). 

Diese He~mnisse führen aber auch zu einer Verschlechte­

rung des österreichischen Ausbildungs- und technologi­

schen Niveaus. Ebenso wirkt sich die beschränkte Teil­

nahme unserer Jugend an Bildungs- und Ausbildungspro­

grammen der EG auf das österreichische Bildungsniveau 

nachteilig aus. 

Dle =:G ~at l.n sogenannten Cacch~:u -3eri·.::ht abzus·=hä~zen 

versucht, welche Vor- und Nachteile aus dem Binnenmar~t­

programm für die Wirtschaft und für die Bevölkerung der 

EG-Staaten res ul ti eren ·,wfJ.rden. 3ei .na:uo- und n :.t.roöko­

nomi:3cher 3etrachtung itoaunt dieser Bericht ungefähr zu 

den gleichen Ergebnissen: Durch den Abbau der 3innen­

marktschranxen im weitesten Sinn des Wortes I den ver­

stärkten Wettbe~erb und die Möglichkeit der besseren 

Ausnützung von Skalenerträgen kann mit einem zusätzli­

chen Wirtschaftswachstum der EG-Länder gerechnet werden, 

auch wenn in der Anfangsphase leichte Beschäftigungsein­

bußen eintreten können. Bei bestimmten wirtschaftspoli­

tischen Begleitmaßnahmen er~öglicht dieses eine deutli­

che Verbesserung der Lebensbedingungen, die Reduzierung 
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der }.rb~it.lo!'Jig~nit !Jovis d19 Schaffung O<9uer Arb,,~it~­

plätze. 

All dies führt zu de~ Schluß, daß aua wirtschaftlicher 

und sozialer Sicht ei~e u~fassende und g:eichberechtigte 

Teilna:Hne Öa~erreich:J a.::t al:1nenmar:<~ si:mvoll ist. Da­

durch w~rden die Vorauggetzungen für wirtschaftliches 

Wachstum, eine Erhöhung der Einkommen und dar Beschäfti­

gung wie auch die Möglichkeiten, die qualitativen Ziele 

der Wohlfahrt zu erreichen, verbessert. 

Gleichzeitig ist aber klar, daß Kosten und Nutzen einer 

engeren wirtschaftlichen Integration in Europa im Zeit­

ablauf wie auch für die verschiedenen Wirtschaftssekto­

ren unterschiedlich ausfallen. Zu unterscheiden ist hie­

bei zwischen kurz- und mittelfristigen Anpassungseffek­

ten und langfristigen gesamtwirtschaftlichen Effizienz­

und Wohlstandswirkungen. In der Phase der kurz- und mit­

telfristigen Anpassungsma8nahmen wird es zwangsläufig 

C!1ancen, a:Cer auch haken geben; die langfristigen Ef­

fekte ',.;er-:'en a::er z·..;e~fel:'cs gr~atei':'s ;cs:..:i'" seln. )fi.t 

Anpas s ungs erforder:liss en ·..{erden Branchen um so s tär:<er 

konfrontiert, je mehr diese bisher im geschützten Be­

reich tätig waren. Hiefür sind rechtzeitig und gezielt 

wirtschafts-, sozial- und regionalpolitische ~a3nahmen 

erforderl ich. 

Strukturveränderungen müssen aber jedenfalls bereits 

jetzt begonnen werden - denn der Anpassungs- und Libera­

lisierungadruck ergibt sich nicht nur aus de~ Binnen­

markt, sondern auch aus der weltweiten Liberalisierung 

des Waren- und Dienstleistungsverkehrs. 

Oie bisherigen Integrations-Erfahrungen haben die Vor­

teile einer Teilnahme an neuen Integrationßschritten und 

. /9 

III-113 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 14 Beilage K (gescanntes Original) 9 von 42

www.parlament.gv.at



- 9 -

die Nachteilo eines Ab3~it3at8hanl deutlich gamacht. In­

tegration 13t Mit einQ~ gewissen Autonomievarluat in der 

Wirtschaftspolitik verbunden. N3tionale Autonomie ist 

aber schon in der Vergangenheit i~ Zeitalter dar fort­

schre:tenden Hande:sliberali3ierung beträchtlich einge­

schränlt"t · ... orden. J:e Hi=~{sam;{eit rein :1ationaler En-c-

scheidungen sank und blieb eigentlich nur in den ge­

schützten Bereichen weitgehend erhalten. Der im Zuge der 

Liberalisierung und Internationalisierung unserer Wirt­

schaft sich not~endigerweise ergebende Autonomieverlust 

kann außerdem auf internationaler Ebene durch 

Mitgestaltungs- und Mitentscheidungs~öglichkeiten aufge­

wogen werden. 

Strategien 

Um eine volkswirtschaftliche Spaltung des europäischen 

Integrationsr~u~es zu verhindern, haben sich bereits 

1984 alle EFTA-Staaten und dia E:G in der Gr'.lndsatzerkla.-

rung von Luxemburg das Ziel gesetz~J einen !uropäi3chen 

Wirtschafts raum (EES = European Economic Space) zu 

schaffen. 

Diese auch 70n den esterreichischen Sozia:~artner~ be­

grüßte Erklärung hat zu vielfältigen Aktivitäten zwi­

schen EG und EFTA - etwa im Bereich der Nor~en, der Ur­

sprungsregeln oder der Forschungszusammenarbeit - ge­

führt. Konkrete Ergebnisse gelangen aber nur in Detail­

bereichen. Die als not~endig erkannte Teilnahme der 

EFTA-Staaten am Binnenmarkt zeichnet sich über diesen 

Weg bisher nicht ab. 

In diesem Zusammenhang ist die neue politische Initiati­

ve von EG-Präsident Delors über die zukünftige Gestal-
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tung de3 Vsrhältnia30a zwilch&n BG und B?TA von b~30nd0-

rem IntareS3Q. Sie bedarf abor noch der Präzi.ierung. 

Ihre inhaltliche Auagestaltung - die 3eantwortung der 

Frage, wie weit damit die umfassende und gleichberech­

tigte Teilnahme a~ 3innenmarkt erreicht werden kann -

ist entsche:·jend. Oies ist jedoch l~ derzeitigen Stad:~m 

völlig offen. 

Die EG ver~eist i~mer darauf, daS ihr gemeinschaftsin­

terner ProzeB der Entscheidungsfindung Vorrang hat und 

durch Gespräche oder Verhandlungen mit EFTA-Staaten 

nicht beeinträchtigt werden dürfe. Sie verlangen im Ver­

häl tni s zu den EFTA-Staaten ei ne Aus ge'~ogenhei t der Vor­

teile und Risken; hiebei wird oft auf die Einrichtung 

des Europäischen Gerichtshofes ver~iesen, die es EG-Se­

hörden, Mitgliedstaaten und einzelnen Bürgern erlaubt, 

das Gemeinschaftsrecht vor diesem Gerichtshof einzukla­

gen. Aus Sicht der EFTA wird zu klären sein, wie weit zu 

diesen Fragen gemeinsame Vorgangs~eisen und eine ad­

äqua -:e Str""..lk~ur ge funden ·~e.:=:-den :,dnnen. 

I n der ::FTA "!Ja.:=:- :"Jlmer unbestri tten, daß beiJl .\bbau "cn 

Marktschranken oder -behinderungen zwischen ÖSterreich 

(oder anderen EFTA-Staaten) und der EG auch der punktu­

el: e bi:' a tara: e '"lieg ';ers ucht '~erden 9 oll. Entgegen ei :ler 

weitverbreiteten Meinung hat dieser Weg besonders im 

Hinblick auf das Binnenma.rktkon2ept aber bisher zu kei­

nen spektakulären Resultaten geführt. Dia jeweils meh.r 

als 100 bilateralen Abkommen der Schweiz und Österreichs 

ait der EG beschranken sich in ihrem Inhalt oft auf De­

tailgebiete und stellen keineswegs ein gr08e Flächen der 

Wirtschaftspolitik abdeckendes Netz von Vereinbarungen 

dar. 

Gelegentlich wird argumentiert, daß das Integrationsziel 
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Ichon durch autonono Anpa33ungan ~9t.rreich8 an da2 EG­

Recht erreicht werden kann. Oioa i!t a~r nicht nur un­

friedigend untar dS3 Gesichtspunkt, Rag~lungan überneh­

men zu müssen, dia in ihrer Entstehung da jure durch 

Nicht-~itglieder nicht zu beeinflussen sind; eine auto­

~atische S1nbeziehung ~9:er=eichs in d~e Wirkungsweise 

des Binnenmarktes ist auf diesem Wege nicht gegeben. 

Dazu bedarf es über die gleiChlautenden Regelungen hin­

aus vertraglicher Vereinbarungen, die aber wohl nur dann 

zu erreichen sind, wenn die Gemeinschaft ein Interesse 

an solchen Vereinbarungen hat. 

Aus heutiger Sicht steht die umfassende Teilnahme an der 

Integration der Europäischen Gemeinschaften - ebenso wie 

die Möglichkeit der Mitgestaltung ~nd ~tentscheidung -

nur Mitgliedern offen. Zur Absicherung und Weiterent­

wicklung der wirtschaftlichen und sozialen Errungen­

schaften unseres Landes gelangen die SOZialpartner zur 

Auffassung, da3 die umfassende und glei:hberechtigte 

!e11na~me Ös:er=e1:hs an der !ntegrat~on der ~~rcpä~-

sehen Gemeinschaften anzustreben is~. 

Die Sozialpartner gehen - '~e alle Verantwortlichen in 

~sterreich - da70n aus, daß die i~er~äbrende ~eutrali­

tät ÖSterrei~hs vollinhaltlich aufrechter~alten und ab­

gesichert wird. 

Angesichts der nicht vorhersehbaren Dauer und Ongewi8-

heit des Prozesses der vollen Binbindung Csterreichs in 

den Binnenmarkt stellt sich auf allen Ebenen der Politik 

die Notwendigkeit, alle zur Verfügung stehenden Wege der 

Integrationspolitik, insbesondere im Ra~en der EFTA, 

bilateral oder autonOM, zu nützen und die erforderlichen 
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strukturellen Maßnahmen unv~r~üglich in Angriff zu neh­

men. 
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3) Sachb4r1li oh~ von e>,'1JOnd3r~::1 I nt!jr'u ~ '3 1:1 :I\l11.:t:l1)n,h,lng 

&it ob1q~r li/llsetlung 

a) Agrar~olitl~ und ~a~dw~r~3chaftliche Verarbeitunc3-

produkte 

Die LandwirtschaftspOlitiken haben sich in ÖSterreich 

und in den Europäischen Gemeinschaften in den letzten 

Jahren eher auseinander entwickelt. In der EG bzw. 

deren Mitgliedsländern wurden als Ergänzung zu re­

striktiven preis- und marktpolitischen Ma8nahmen di­

rekte und indirekte Transferleistungen zur Einkom­

mensunterstützung ausgebaut. Auch in ÖSterreich wird 

dieses Instrumentarium seit den 70er Jahren einge­

setzt. Später als in Österreich wurden in der EG Pro­

duktionsquoten zur Mengensteuerung als Ergänzung zu 

der seit geraumer Ze~t rgstr~ktiven ?:g~spolitik ein­

ge führt. ~:l es t. erre~ eh °.ru:d .. en durch Maß na:-;.men · .... ie d.:. e 

3estandsgr68enregelung in der Tiarhaltung auch um­

weltpolitische Zielsetzungen berücksichtigt. Die 

Marktordnungsrefo~ 1983 in Csterreich hat eine 

schritt.weise :'iberalisia-C1Jng iJi Vera.r~eitunga- und 

Ver~arktungsbereich mit de2 Ziel einer Anpassung an 

die EG-Agrarmarktordnungen gebracht. 

Die österreichische Landwirtschaft und die Lebensmit­

telerzeugung konnten ihre europäischen Absatzmärkte, 

soweit sie nicht überhaupt ausgesperrt wurden, nur 

mit groBen Schwierigkeiten aufrechterhalten. Umge­

kehrt konnten die EG-Länder vor allem mit verarbeite­

ten Agrarprodukten höhere Anteile auf dem österrei­

chischen Markt erzielen. 
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Durch di e Ve rwirklichung d •• BG-Binnenmarxt e. i . t in 

jedem Fall e in noch w it Juneh •• nde r Orucx auf die 

ös terreichische Agrarwi rtschaft zu 8r.farten. Für di e 

Forstwirtschaft ergeben sich in dieses Zusammenhang 

keine besondergn Probleme. 

Eine volle Teilnahme ÖSterreichs am Binnenmarkt ist 

mit der Obernahme der EG-Agrarpolitik (Marktordnungen 

und Förderungen) verbunden; daraus werden sich für 

die österreichische Landwirtschaft und die Lebensmit­

telerzeugung zahlreiche Probleme ergeben, zu deren 

Bewältigung rechtzeitig Anpassungsma8nahmen erforder­

lich sind. Beim Hineinwachsen in den Binnenmarkt ist 

auf eine zeitlich und inhaltlich abgestimmte Vor­

gangsweise bei landwirtschaftlichen Rohstoffen und 

Verarbeitungsprodukten zu achten. 

Die erschwerten Produktionsbedingungen zufolge 

ungünstigen klimatischen und topographischen Gegeben­

heiten sowie die kleinbetriebli ·:he Agr3.=str.lktur be­

eint=ächtigen die Wettbe~erbsfä~~ke~t e i nes Groß­

teils der österreichischen Landwirtschaft genauso wie 

die vergleichbarer Landwirtschaften in der EG im Ver­

hältnis zu den produktionsstarken Gebieten der Ge­

mei ns chaft. 

Bei wichtigen Agrarprodukten sind in der EG die Prei­

se auf Erzeuger- und Verbrauche~tufe erheblich nied­

riger als in ÖSterreich. Eine Teilnahme am Binnen­

markt wird daher zu einer Abse~~ng der Preise für 

landwirtschaftliche Rohstoffe und für Nahrungsmittel 

auf das EG-Niveau führen. Oie sich für die österrei­

chische Landwirtschaft daraus ergebenden Erlöseinbu­

Ben werden zum Teil durch niedrigere Betriebsmittel­

kosten und bessere Absatzchancen ausgeglichen werden . 
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Oar~bGr hlnau3 wird Ga aber notw~ndig I$in, dio Er­

lössituationen der öat8rr~ichiJchen Landwirt3chaft 

auch durch v~r3tärkta Bemühungen zur Steigerung der 

Wettbewerbafähigkeit positiv zu beeinflussen. 

Durch d~e 7er~es3er~ng der Stru~~uren in der ?rodu~­

t~on und in der Verarbeitung, durch Steigerung der 

Effizienz in der Vermarktung landwirtschaftlicher Er­

zeugnisse, durch Initiative bei der Entwicklung von 

neuen Produkten gilt es, die ~ettbewerbafähigkeit in 

diesem Wirt3chaftsbereich zu stärken, um der zu er­

wartenden Konkurrenz bei Aufrechterhaltung einer bäu­

erlich strukturierten flächendeckenden Land- und 

Forstwirtschaft gewachsen zu sein und die sich erge­

benden Absatzmöglichkeiten in einem groBen Wirt­

schaftsraum nützen zu können. Darüber hinaus bietet 

die zu erwartende positive wirtschaftliche Entwick­

lung verbesserte Chancen zur Er,.,erbskombination. 

A~s Orientierung f~r ~a3nah~en der öf:entlicnen Hand 

sollen daher i~ 3ei~rlt~3fall jene ~erangezcgen ~e=­

jen, die in den ~ei3tan EG-~tgliedslandern als Aus­

gleich zur restriktiven Preis- und Marktpolitik, aber 

auch der schwierigen natürlichen Produktionsbedingun­

gen und str'~kturellen Voraussetzungen ergri ffen '",er­

den. Di es kann ins ;:'es ondere Di rektzahl ungen und I n­

frastruktur~a8nahmen in benachteiligten Gebieten so­

wie Ma8nahmen zur Verbesserung der Verarbeitungs- und 

Ver~arktungsatruktur betreffen. 

AnpassungsmaBnahmen sind allerdings auch für den Fall 

einer Nichtteilnahme am Binnenmarkt wegen der Ent­

wicklungen im GATT und der begrenzten Aufnahmefähig­

keit der internationalen Märkte unvermeidlich. 
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b) Steuor- und Budg~t~olltlk 

Im Zuge der Verhandlungen zur Schaffung eines euro­

päischen Sinnenmarktes spielen die Steuern eine be­

sonde:-e ~c: 1 e. Vo.rnehml:' eh bel den lndl rek-:en Steuern 

gibt es einen Harmonisierungsbedarf, .obei jeder 

Teilnehmerstaat sein Steuersystem so anpassen muS, 

daß seine Volkswirtschaft gegenüber den Konkurrenten 

im EG-Raum keine spürbaren Wettbewerbsnachteile er­

leidet. 

Im Falle einer Teilnahme Österreichs am europäischen 

Binnenmarkt ist in diesem Zusammenhang die Mehrwert­

steuer von besonderer Bedeutung, die sowohl hinsicht­

lich der Steuersätze als auch hinsichtlich der erfaß­

ten Leistungen wesentlich abgeändert werden müßte. 

Grundlegend geändert werden müßte auch die Systematik 

der Getränkebesteuerung. Allerdings ist ein Teil der 

Ent3che~dungen auf diese~ Gebiat auch in den ZG ~och 

n~ cht get=o f fen '.;orden. 

Die Anpassung der MehrNertsteuersätze würde eine Be­

lastung der Budgets der öffentlichen Haushalte ve=ur-

3achen, die aber zum T9il durch die Anhebung der 

Steuersätze anderer indirekter Abgaben auf ein EG­

Durchschnittsniveau kompensiert werden könnte. Dabei 

darf man sich allerdings keiner rein schematischen 

Betrachtungsweise bedienen. Bei Festlegung von Steu­

ersätzen sind a~ch die faktischen Marktverhältniase 

zu beachten, die oft den politischen Handlungsapiel­

raum ei nengen. 

Daneben wird wegen der Aufwendungen für den EG-Bei­

trag und aufgrund der Forderungen an die öffentlichen 
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HaU3halt~ (G~bi$t3kOrper!ch4!tso, Fonds), dia i~ Hin­

blick auf notw~ndig~ StrJkturanpassungen erhob0n wer­

den, mit weiteren Budg~tbelastungan zu rechnen sein. 

Das zusätzliche Wirtschaftswachstun, da3 mit einer 

Tei~~ahme Österreichs am Binnenmarkt verbunden sein 

wird, und andere Entlastungseffek~e lassen kilnftige 

Budgetprobleme aber als lösbar erscheinen, ~enn der 

Notwendigkeit einer schrittweisen Budgetkonsolidie­

rung Rechnung getragen wird. Bei realistischer Be­

trachtung wird eine Lösung dann aber nicht nur durch 

ausgabenseitige Maßnahmen möglich sein. Die Gesamtef­

fekte auf die öffentlichen Haushalte sind heute noch 

nicht genau abschätzbar. 

Unbestritten ist, daß jedenfalls die Funktionsfähig­

keit der öffentlichen Haushalte gewahrt bleiben muß, 

was Voraussetzung zum Fortbestand des hohen wohl­

fahrtsstaatlichen Niveaus Csterreichs ist. Mögliche 

Anpassungserfordernisse sind von allen Gebietsköper­

schaften nach ~aBgahe ihrer Aufgabe~stellungen ~itz~­

tragen. 3ei Ver~eilung von Lasten :s: auf die reg:c­

nale und soziale Symmetrie 3edacht zu nehmen. 
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c) S03ialpoliti:t 

In der EG verbleiben die Kompetenz und damit auch die 

politische Verantwortung für die Ausgestaltung der 

Soz~a:poll:~~ i~ l~nerstaatlichen 3ereich. 

In den Gründungsverträgen der EG werden der soziale 

Fortschritt und die beschlaun.igte Hebung der Lebens­

haltung als gemeinschaftliche Anliegen hervorgehoben. 

Der Gemeinschaft wurden jedoch nur begrenzte Kompe­

tenz en zur ü:ns etzung di es er Vorgaben übertragen. 

Die bisherigen sozialpolitischen Aktivitäten der Ge­

meinschaft waren eher unsystematisch und von unterge­

ordneter Bedeutung. Sie bezogen sich im wesentlichen 

auf die Absicherung der Freizügigkeit von Arbeitneh­

mern und die Gleichbehandlung von Männern und Frauen 

am Arbei tspl atz. Di e Sozi alpoli ti kauf Gemei ns chafts­

ebene hat Z~ ~ei~em Abbau 30zialer Sta~dar~s i~ den 

Mitgliedstaaten geführt. 

Durch die beabsichtigte Herstellung des Binnenmarktes 

erlangt jedoch der Stellenwert der ge~einschaftlichen 

SOZialpolitik eine ungleich höhere Bedeutung. Eine 

ökonomische r~tegration, welche wesentliche 8ereiche 

der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen grenzüber­

schreitend neu gestaltet, ist alt sozialpolitischen 

Begleitma8nahmen zu verbinden, da die innerstaatli­

chen aegelungs~öglichkeiten der Sozialpolitik über­

fordert sind. 

Folgende Bereiche sind hier besonders hervorzuheben: 

o In der Gemeinschaft wird derzeit über die grenz-
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uber3chr~itendQ G~staltun9 des G~8elllch4ft3rachta~ 

unter Einbe:iehung von gren%über3chr~itonden Mi~=a­

gti~mungsrachten der ArbGitneh~er diskutiert. 

Österreich soll an dieser Diskussion, unter Be­

dachtnah~e auf die österreichische Mitbestinmunqs-

quali~ät 1er Arbeitnehme=, a~ti? te~l~eh~en. 

o Die Har~onisierung technischer Nor~en mu8 dem Ar­

beitneh~erschutz auf hohe~ Niveau Rechnung tragen. 

o Die verstärkte grenzüberschreitende Onternehmertä­

tigkeit, insbesondere durch die Liberalisierung der 

Dienstleistungen sowie die Öffnung des öffentlichen 

8eschaffungswesens, erfordert KlarsteIlungen hin­

sichtlich der anzuwendenden arbeits-, sozial- und 

lohnrechtlichen Regelungen, um Sozialdumping zu 

vermeiden. 

o Die Funktionsfähigkeit des Syste!ns der Sozial'le=si­

cherung und der Sozialhi:fe dar! 1urch nct~end~;e 

s teuerl i-:he Arlpas s 'lnse:l ni ::ht =ee:. :lträch ti gt " .. er-

den. 

Die Sozial~artner gehen bei ei~er 7011en und umfas­

senden Teilnahme Österreichs am europäischen Integra­

tionsproze8 davon aus, daß 

o auftretenden Problemen am Arbeits2arkt i3 Sinne ei­

ner aktiven Beschäftigungspolitik begegnet wird; 

o Wohlfahrtseffekte im innerstaatlichen Bereich auch 

zur allgemeinen Hebung der Lebenshaltung und für 

den sozialen Fortschritt genutzt werden; 

o kein Abbau sozialer Standards mit dem Argument der 
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gesteig9rton Wettb~w3rbGf!higk3it c4trieben wird 

(soziale~ Dumping); 

o das IntegrationsKonzept auf einen gemeinsamen Wirt­

schaftsraum mit sozialer Dimension ausgerichtet 

ist. 

Freizügigkeit der Arbeitnehmer und ihrer Familienan­

gehörigen 

Zur arbeits- und sozialrechtlichen ACsicherung der 

Freizügig~eit der Arbeitnehmer und ihrer Familienan­

gehörigen normiert das Gemeinschaftsrecht das Prinzip 

der Inländergleichbehandlung und überträgt die sozi­

alrechtliehe Koordinationsaufgabe auf die Gemein­

schaft. Darüber hinaus sind auch die Kriterien für 

die Einreise und den Aufenthalt ge~einschaftsrecht-

1 i eh ·-1orqegecen. 

In die arbeits- und 30zialrechtlichen Gestaltungs~ög­

lichkeiten der Mitgliedstaaten wird dadurch nicht 

ei ngegri f fen. Di e Aus 1 änderges etzgabung gegenüber 

,.,andernden Arbeitnei,1.:nern und deren ?:l.nilienangehöri­

gen aus Drittstaaten bleibt i~ Kompetenzbereich der 

einzelnen Mi tgliedstaaten. 

Die Auswirkungen der Freizügigkeit auf den .~beits­

markt wären aus derzeitiger Sicht nur begrenzter ~a­

tur. Mi t einer verstär:<ten Zuwanderung wäre im grenz­

nahen Regionen zu rechnen, umgekehrt eröffnen sich 

zusätzliche Wanderungs.:nöglichkeiten für österreichi­

sche Arbeitnehmer. Die Inanspruchnahme der in der EG 

vorgesehenen Schutzmechanismen im Fall einer mögli-
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ehen nachtQili~l9n Entwicklung in einigon 31Srtlichon 

wär9 danncch unver~ichtbar. 

Sollten dia Freizügigxeitsbestirnrnungen der EG zur An­

wendung kommen, wären Te:le der Aus:~ndergesetzgebung 

(h~~sichtl~ch sozlal- und ar~e~tsrechtlicher Ansprü­

che) unter de~ Grundsatz der Nichtdiskri~nierung neu 

zu gestal tan. 
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Wettbewerbspolitik 

~ach dem Stand der Jud~~a~ur des S~=opä~schen Ge­

richtshofes und der Praxis der Ko~ssion unterliegen 

die österreichischen Unternehmen bereits heute dem 

Wettbewerbs recht der EG. 01 e Aus naMen der ca terrai­

chischen Kartellgesetzgebung gelten nicht, soweit sie 

geeignet sind, den Handelsverkehr zu beeinträchtigen. 

Die i~ offenen internationalen ~ettbewerb stehenden 

Unternehmen werden jedoch zunehmend durch die i~ Ver­

gleich zu internationalen Konkurrenten höheren Kosten 

der geschützten Sektoren belastet. Daher liegt nahe, 

auch die geschützten Sektoren schrittweise voll dem 

Wettbewerb auszusetzen und Regulierungen entsprechend 

anzupassen .. Das kann jedoch nicht nur für den engeren 

Bereich der ge~erblichen Nirt3chaf~ ;elten, sondern 

.nuß auch d~e frei~n 3eclfe erfa33-en (iJl Hinbli~k auf 

Zugangsbeschränkungen, Werbeverbote, ?reisbindungen, 

Abwerbeverbote, etc.). 

r~ innercsterreichi3chen Nettbewerbsrecht fiedet sich 

eine Reihe von Regelungen, welche es in gleicher Wei­

se in den :neisten EG-Ländern nicht gibt. Es wird zu 

prüfen sein, wie weit derartige Beschränkungen (Be­

darfsprüfungen, bestimmte Zugangs regelungen) nicht 

die Wettbewerbsfähigkait östarreichischer Onternehmen 

beeinträchtigen, da die Niederlassungsfreiheit einen 

erleichterten Zugang für ausländische Unternehmen er­

möglichen wird. 
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V'9rgab.apolitik 

Eine w~iter3 3chrittweise Liberalisierung de3 öater­

reichischen Vergabaweaana erscheint aus wettbewerba­

politischer Sicht z~eckmä8ig, sollte aber nur auf der 

aasis voller ~aterieller Gegenseitig~eit und Transpa­

renz erfolgen. Die Vergabepoli tik unter den derzei ti­

gen Verhältni3ssn sollte als Instru~ent zur Förderung 

des österreiehischen technologischen Ent'wicklungspo­

tentials, vor allem im Hinblick auf die internationa­

le Wettbewerbafähigkeit der liefernden Onternehmen 

eingesetzt -.. erden. 

Staatliche Beihilfen 

Im Bereich staatlicher Beihilfen bestehen in der EG 

bereits bestimmte Regeln, die im Zusa~menhang mit dem 

Bi nnemnarktprogramm 'Ne i tarent· .. i ekel t werden. Für 

Österreich erglDt s~~h daher die ~ot.endigke~t, das 

lI.e n. 

, /24 

III-113 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 14 Beilage K (gescanntes Original)24 von 42

www.parlament.gv.at



- Jot -

Aus wirtschaftlicher Sicht ergeben sich keine unüber­

w~ndlichen ~ar~onisierur.gsprobl~me. 

ein österreichischcr EG-3eitritt würde einen weitge­

henden Verlust der for~ellen Eigenständigkeit ÖSter­

reichs im klassischen Bereich der AuBenhandelspoli­

tik, z. B. am Zollsektor und bei den quantitati'.7en Re­

striktionen, mit sich bringen (bei letzteren erfor­

dert die Erreichung des freien Binnenmarktes eine Ab­

schaffung der derzeit noch bestehenden nationalen 

Kontingente von EG-Staaten g~genüber Drittstaaten). 

Es bleiben allerdings in bestimmten Grenzen Spielräu­

me für nationale Politiken, wie z. B. am Sektor der 

Exportkredite oder der Entwicklungshilfe. 

Diesem Verlust an Eigenständigkeit steht ein Gewinn 

an ge~einsa~er Verhandlungss:ärke vor allem gegenüber 

den groBen We:thande:3par:~ern USA ~nd :apan gege~­

'iber. Dies ist umso bedeut3a:ner, als eine!'endenz zur 

Bildung großer Blöcke i~ Welthandel festatellbar ist. 

Durch die Gbernahme der SG-.:Xssoziationsabitcm:nen erge­

ben sich auch verbesserte lugangsmöglichkaiten zu den 

Märkten der Mittel~eerländer und zahlreicher übersee­

ischer Entwicklung3länder, ~t denen die EG präferen­

zielle Abkommen geschlossen hat. 

Hinsichtlich des Oathandels gibt es zwar zwischen 

Österreich und den BG unterschiedliche Regelungen ge­

genüber osteuropäischen Ländern. Durch den vorherseh­

baren Abbau bzw. die Reduktion der Importkontingente 

der EG ist aber Mitte der 90iger Jahre eine Annähe-
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rung d r ö.terr.ichilchen und d r !G-R 9 lung n vor­

hersehbar. Jedenfalls erschein n die Onter~chiede aus 

wirtschaftlicher Sicht verhältnis~äaig l e icht über­

brückbar. 

Im gereich der Antidumpi~g- und 30nstigen Schutz~a8-

nahmen kann davon ausgegangen werden, da8 bei Nach~ 

weis der Schädigung innerhalb der 8G eine eher grö8e­

re Durchschlagskraft entweder in Form von Antidum­

ping-Ma6nahmen oder in Form von Zusagen der Verhand­

lungspartner gegeben ist. 
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f) V9rk~hr~- und 3nerqi~~olitik 

In d'er EG wird die Liberalisierung der Tran.sport­

dienstleistungen als wesentlic~e Voraussetzung für 

die Tlernir:üichung eines europäi3chen 3inne:unarktes 

angesehen. Die angestrebten Ziele sind: freier Wett­

bewerb, freio Wahl der Verkehrsmittel und Verkehrswe­

ge und Gleichbehandlung der einzelnen Verkehrsträger. 

Zu diesen Zielsetzungen wird sich auch ÖSterreich i~ 

Beitrittsfalle bekennen müssen. Allerdings sollten 

aus österreichischer Sicht in Zukunft Umweltaspekte 

noch stärker be~jcksichtigt werden. Auch in der EG 

gi bt es derartige Bes trebungen. Der Har::nonis i erung 

verkehrspolitischer Regulierungen zur Beseitigung be­

stehender Wettbewerbs verzerrungen sowohl innerhalb 

als auch zwischen den Verkehrsträgern ist große Be­

deutung beizumessen. 

schließlich des Transit'l'3r:<:ehrs führen. Onabhängi.3 

von di es er Ent-v7i ckl ung ist das TraM i tprobl e!'.l durch 

Alternativen bei Schiene und StraSe bereits jetzt -

noch '/or ei :le41 EG- 3ei tri tt -, i:ls ;:esondere durch '!er­

mi nderung des (Jmwegtrans i ts und durch u!nwel tpol i ti­

sche Maßnahmen, zu ent3chärfen. 

Die österreichische Verkehrswirtschaft als Dienstlei­

stungsexporteur '~rd i~ aah~en eines Beitrittes be­

trächtliche Chancen haben. 

Eine der wichtigsten Voraussetzungen zur Wahrung der 

Chancen der Verkehrswirtschaft, aber auch der öster­

reichischen Wirtschaft inagesamt, ist eine leistungs-
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fäh1g~ und ;Jod~rnG In!raltruktur, b·si dl!r9n Planung, 

Aus führung und Fi nanzi sr'l.lng ge3 a:ntvi rt3 cha ftl i ch-a und 

ökologische A3p~kta zu berijc~sichtigen sein werden. 

Das "EG-Grijnbuch" umfaßt die Liberal:siarung des E~d-

qer:itese:<'tc..r3 '.lnd der Die::s-:leis-:-I.lngen l:n Kcm:nunika-

tionabereich. I;.n Bezug auf die Liberalisierung des 

Endgerätesektor3 ist in ÖSterreich bereits ein ver­

gleichbarer Stand erreicht. Die O~setzung die3er Vor­

stellungen bleibt weiterhin in nationaler Kompetenz. 

Diese Entwicklung darf nicht zu einer Verschlechte­

rung des gesamten Leistungsangebotes der Post führen. 

Die Bemühungen zur Schaffung einer leistungsfähigen 

Infrastruktur müssen auch eine technologische Weiter­

entwicklung im Telekommunikationsbereich unter 

industrie- und beschäftigungspolitischen Aspekten um­

fassen. 

Qi. a gewal ti ~e:l 

1979 bewirkten in der EG die ersten Schritte einer 

gemeinsamen Energiepoliktik. E3 bleiben zwar die na­

tionalen Energiepolitiksn bestehen, d!e ge~einBcha:t­

liche li.e2.3etzung 3ieht aber '/or: Koordi!"'.i.~r'lng :1a­

tionaler Ma3nahmen, Reali3ierung eigen3t~ndiger Ge­

meinschaftsprogra~e im Energiesektor und die ?estle­

gung grundlegender energiepoliti3cher Ziele. 

Im Bereich der Energie~engenpolitik verfolgt die EG 

grundsätzlich die Politik der von OECD-Ländern be­

triebenen Internationalen Energieagentur. Wesentliche 

langfristige Veränderungen fUr die Energiepolitik 

könnten sich jedoch im Bereich der Wettbewerbspoliti}c 

ergeben. So wird auch im Energiebereich dar Ausschluß 
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von nationalen Handelsmonopolen wirkaa3 werden. Bei 

leitungsgebundenen Sn rgi.n wird voraussichtlich eine 

relativ strikte Verfolgung de ·comnon carrier-Prin­

zips· erfolgen, wodurch Leitungsnetze zur Durchlei­

tung ~on Energie gegen Gebühr an Dritte zur Verfügung 

gestellt werden ~üssen, was Veränderungen im öster­

reichischen System oder Elektrizitätsversorgung bewir­

ken würde. 
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9) Indu trio- und Technoloqi epolitik 

Forschung und Entwicklung sind eine wesentliche Vor­

aussetzung für die Erhaltung und Sicherung der inter­

nationalen Wettbewerbs!~higkeit der 6aterreichischen 

Wirtschaft, Daher ist es notwendig l daß diese in ver­

stärktem Ausmaß Forschungsergebniase in erfolgreiche 

Innovationen umsetzen kann. 

Da die Bearbeitung bestimmter Forschungsthemen immer 

mehr die Leistungsfähigkeit auch groBer Unternehmun­

gen übersteigt, ist eine verstärkte Beteiligung 

österreichischer Unternehmen an den EG-Forschungspro­

grammen erforderlich, welche durch grenzüberschrei­

tende Kooperation mehrerer Unternehmen erhebliche Ko­

stenreduktionen ermöglichen. Zur Zeit bestehen für 
-

eine Teilnahme Österreichs erhebliche Barrieren. 

Die Abkoppelung Csterreichs von de~ forschungs- und 

technologiepolitisc~en Akti~itäten der EG ~ä=e 

mittel- und langfristig mit erhebliche n Nachteilen 

für eine Re ihe von Industriebranchen ve rbunden und 

ist daher durch verstärkte Teilnahme an EG-?or-

3chungsprogrammen zu verhindern. 

Om bei einem EG-Beitritt ÖSterreichs die Chancen aus 

der Voll teilnahme am EG-Forschungs- und Technologi e ­

programm in optimaler Weise nutzen zu können, wären 

allerdings schon jetzt erhebliche Anpassungen auf de r 

Unternehmens ebene wie auch im öffentlichen Bereich 

notwendig. Dazu gehören vor allem: 

o Verbesserung der Omsetzung von Forschungsergebnis­

sen in neue Produkte und Prozesse 
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o aktiver Aufb~u internationaler lontakt durch 

ö.t.rr~ichi.ch. Unternehmon und die Ve rwaltung 

o erhebliche Verstärkung der F&E-Anstrengungen d es 

Unternehmenssektors 

o Effizienzsteigerung von Forschung und Lehre an 

österrei chischen Oni vers i täten. 

Das in Beratung befindliche Technologie konzept der 

Bundesregierung, zu dem die Sozialpartner eine groBe 

Zahl von Anregungen beigetragen haben, könnte hiezu 

im Detail wichtige Anregungen bringen. 

Es darf allerdings nicht übersehen werden, daß der 

Umfang der in einem Lande betriebenen F&E wie auch 

der Erfolg bei der wirtschaftlichen Umset zung stark 

von der Unternehmensstr~ktur eines Landes abhängt. 

Internationale Vergleiche zeigen, daß jene Länder am 

erfolgreichsten sind, welc~e eine differenzier~e ün­

ternehmensstruktur auf~eisen, 1n welcher große und 

kleine, national und international tätige Unternehmen 

im 1n- und Ausland miteinander kooperieren und stra­

tegisch in Forschung und Ent'~cklung und Internatio­

nalisierung investieren. Insbesondere fehlt es Öster­

reich an groBen, international agierenden Unterneh­

mungen. Eine aktive Strukturpolitik als Vorbereitung 

ÖSterreichs auf den Binnenmarkt wird dahe r not~endig 

sein. 

Der Übernahmepolitik ausländischer Unternehmen auch 

in Österreich sollte durch eine Internationalisie­

rungsstrategie österreichiacher Industrieunternehmun­

gen begegnet werden. Insbesondere österreichischen 

Mittelbetrieben sollte dieser Schritt durch wirt-
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Ich !t~politi ch Maen&h~ n, wie 1.1. durch 41 Ha t­

tunglübernah~e zur Teilabd ckung virtachattliche r 

Riska n, erl e icht e rt we r de n. Durch geeignete MaBna hmen 

sollte in Öst e rre ich auch der Zusammenschlu6 ös t e r­

reichiseher Industr1eunternehmungen begünstigt wer­

den. Ei~ ~nsaczpunkt eine r solchen Strukturpoliti~ 

müßte auch der Finanzierungsbereich (Kapital~arkt, 

Banken) sein. Die Bildung von Eigen-(Betei11-

gunga-)kapital ist dabei möglichst frühzeitig durch 

kapitalnarktpoliti3che und gesellschaftsrechtliche 

Maßnahmen (z. B. auch Konzernrecht) zu unterstütz en . 

. /32 

III-113 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 14 Beilage K (gescanntes Original)32 von 42

www.parlament.gv.at



· - 33 -

b) ~egionaloolit1k 

Regionale Disparitäten aind auch in ÖBterreich f est ­

zustellen, allerdings stellt sich die Problemlntensi­

tät derzeit nicht in dem A~s~a8 dar, ~ie in ver­

gleichbaren EG-Mitgliedstaaten. Eine volle und umfas­

sende Teilnahme am Binnenmarkt könnte zumindes t für 

eine Übergangszeit regionale Ongleichgewichte in 

Österreich varschärfen. Ein Ausgleich durch den 

Marktmechanismus allein kann nicht ervartet werden, 

regionalpolitischen Maßnahmen wird daher weiterhin 

erhebliche Bedeutung zukommen. 

Mit der Einbindung in die koordinierten regionalen 

Förderungsrichtlinien der EG ~st eine Beschränkung 

des Handlungsspielraumes auf allen Ebenen der Ge­

bietskörperschaften verbunden. Hinsichtlich des der­

zeitigen Ausmaßes und der Ausrichtung der Regional­

förderung ergeben sich daraus jedoch ~eine materiel­

len Einschränkungen; Förderungs701~2en und F6r1e­

rungsgebiete in Österreich werden durch die EG-Vor­

schriften nicht tangiert. 

Grundsätzlich besteht z~ar Öcereinsti~ung in den 

Zielen der Regional förderung. Notwendig 'wi rd jedoch 

die Erarbeitung regionaler Ent~ncklungsprogra~me , wo­

bei die derzeit in Österreich vorgenomme ne Gebietsab­

grenzung regionale Problemlagen nur unzureichend be­

schreibt. Überdies sind die Indikatoren der EG (Ar­

beitslosenquote, Bruttoregionalprodukt je Einwohner) 

zur Messung von regionalen Problemen, übertragen auf 

die im Vergleich günstigen österreichischen Verhält­

nisse, zu grobmaschig. 
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Der Ausländorgrunderwerb vird 1m ZUS43aenhang alt der 

Fr9i%ügigkait der Beruf3ausübun9 und der Niederlas­

sung berührt: Staat5angehörige aus Mitgliedstaaten 

der EG sind daher nur ia Zusaamenhang mit der Aus­

übung dieser Rechte wie Inländer zu behandeln. Anson­

sten blei~en die rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten 

des Ausländergrunderwerbs auf nationaler Ebene unbe­

~hrt. 
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i) Konsum nt npolit1k 

Angesichts der teilweise bestehenden Preisd1fferenz 

zwischen den EG-Nachbarländern und ÖSterreich ~erden 

vor allem die ~onsumenten Vorteile durch ~edrigere 

Preise und ein breiteres Waren- und Dienstleistungs­

angebot erzielen. 

Österreich hatte in den letzten Jahren eine rege Ver­

braucherschutzgesetzgebung, wodurch es zu den euro­

päischen Ländern mit einem sehr hohen Schutzniveau 

für den Verbraucher zählt. 

Die EG hat sich in der Vergangenheit eher auf punktu­

elle Maßnahmen beschränkt; sie hat aber z. B. im Falle 

der Produkthaftung eine gewisse Vorreiterrolle über­

nommen. In den EG wird auf dem Normungssektor zum 

Teil auf Harmonisierung gesetzt, zum Teil 9ind die 

jeweiligen nationalen 3esti~ungen von den anderen 

EG-Läncer~ anzuerkennen. 

Jedenfalls bleibt eine beträchtliche national e Ge-

s tal tungs möglichkei t im Bereich des Kons 1l!l1entens chut­

zes, weshalb eine generelle Anpassung österreichi­

scher Regelungen an auf niedrigerem Niveau liegende 

EG-Regelungen nicht erforderlich ist. 

Derartigen Unterschieden wird allerdings eine Grenze 

dort gesetzt, wo durch diese substantielle Wet tbe­

werbsverzerrungen für die heimischen Erzeuger drohen . 
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j) Omwol tpoli ti;t 

Die umweltpolltischen Maßnahmen, die in den letzten 

Jahrsn in Österreich getroffen wurden, sind in eini­

gen Bereichen strenger als die der ~G-Staaten. Es 

wird abzuwarten sein, ob sich die EG in den nächsten 

Jahren den österreichischen Standards nähern wird. 8s 

gibt aber auch EG-Regelungen, die strenger als die 

österreichischen sind. 

Oie EG gibt in bestimmten Bereichen ~ndeststandards 

vor, wie insbesonders bei stationären Anlagen, sodaß 

strengere österreichische Omweltschutzbestimmungen 

aufrecht bleiben können. Für ÖSterreich muß jedoch 
", 

außer Streit gestellt werden, daß die vorhandenen Er-

rungenschaften soweit als möglich abzusichern sind. 

Oie jüngste Rechtssprechung des Europäischen Ge­

richtshofes am Beispiel der Einweggebinde zeigt, daß 

den Ländern im :nteresse des Umwelt3chutzes in ~e-

gründeten ?äll~~ Gesta::u~gsfre~~ei: ~ingeräumt ist. 

Das Binnenmarktkonzept der EG engt den nationalen um­

weltpolitischen Gestaltungaspielra~ ~ei produk~bezo­

genen Vorschriften ein. Die grundsätzlich 70rhandenen 

Möglichkeiten, nach EG-Recht national strengere Vor­

schriften aus Gründen des Umweltschutzes einzuführen 

bzw. beizubehalten, sind aufgrund des Prinzips der 

Warenverkehrafreiheit begrenzt. 

In diesem Zusammenhang ist zu beachten, daß kostenre­

levante anlagenbezogene Anforderungen, die strenger 

als die Bestimmungen des Auslandes sind, die Wettbe­

werbsbedingungen österreichischer Unternehmen beein­

trächtigen können. Dies gilt weniger scharf auch für 
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war.nb :09 n umweltpolit12ch. Antord rung o. 0 rauf 

und auf di unt r3chiedlich n u2Weltpoliti5ch n Not ­

wendigkeiten i t b i d r For2u1ieruDg von umweltrele ­

vanten Bestimmungen und auch bei der Erstellung von 

Verfahrensvorschriften und For~ularen Rücksicht zu 

nehmen. 

Es ist aber auch zu beachten, da8 eine anspruchsvolle 

und planvolle Omweltpolitik den Rahmen für Entwick­

lungen von Omwelttechnologien und Produkten durch 

österreichische Unternehmen bieten kann, was wiederum 

die Wettbewerbschancen für österreichische Omwelt­

technologien und Produkte erhöhen kann. 

Hinzuweisen ist auch auf die im Rahmen der EG gebote­

nen Möglichkeiten, auf die ~mweltpolitik der Mit­

gliedstaaten einzuwirken und damit anspruchsvollere 

umweltpolitische Ziele auf internationaler Ebene 

durchzusetzen. 
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k) Fin n3dion3tl Qi n und Kapitalv 

Das Bank- und Versicherungswes e n sowie der Kapital ­

verkehr zählen zu jenen Bereichen, in denen unabhän­

gig ~on einer Mitglieds chaft bei der EG die i~ 3in­

nenmarktkonz ept enthaltenen Vorhaben weitreichende 

Konsequenzen haben werden. 

Die Teilnahme am europäischen Finanzraum wird es er­

forderlich machen, einzelne Bestimmungen der ein­

schlägigen Gesetze zu liberalisi eren bzw. den EG­

Richtlinien anzupassen. Andererseits müssen auch na­

tional e österreichische Regelungen, we lche diese Sek­

toren im internationalen Vergl eich benachteiligen, 
.-, 

kritisch überprüft werden. Hinsichtlich des Kapital-

verkehrs ist bis 1993 mit einer vollständigen Libera­

lisierung zu rechnen. Die Oesterreichische National­

bank hat ers t vor kurzem weitere Maßnahmen zur Libe­

ralisierung des Kapitalverkehrs qesetzt, und Schritte 

zu einer "ollständigen Liberalis:'er'..lng :,i5 1'391 °.rur­

den angekündigt. 

Durch die ~uswirkungen der Liberalisierung auf dem 

Gebiet der Finanzdienstleistungen und des Kapital.,e r­

kehrs wird sich ein intensiverer Wettbewerb ergeben, 

der den Kunden (Unternehmen und Konsume nten) zugute 

kommen werden. 

Im Bereich der Banken und Versicherungen werden 

Strukturanpassungen notwendig sein, U3 einerseits ei­

ner verstärkten Konkurrenz aus deo Ausland erfolg­

reich begegnen zu können, andererseits auch die Prä­

senz österre ichischer Anbieter von Finanzdienstlei­

stungen auf ausländischen Märkten zu steigern. 

. /3 8 

III-113 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 14 Beilage K (gescanntes Original)38 von 42

www.parlament.gv.at



~ '. • 
- 3 

1) Bildungspolitik 

Oie Bildungspolitik ist nur in sehr begrenztem Umfang 

eine Gemeinschaftsaufgabe der ~G, sie ist und bleibt 

we:tgehend den einzelnen Mitgl~edstaaten ia eigenen 

Gestaltungsbereich überlassen. Dementsprechend sind 

die B1ldungssysteme in den Mitgliedstaaten der EG 

weiterhin sehr heterogen. Wenn die EG als Gemein­

schaft auf diesem Gebiet tätig wird, 80 geschieht das 

in erster Linie im Hinblick auf die Freizügigkeit der 

Arbeitnehmer und die Niederlasaungsfreiheit und zwar 

schwerpunktmä8ig zur Regelung der Vergleichbarkeit 

und Anerkennung von Ausbildungs- und Befähigungsstan­

dards und -nachweisen. 

Oie Zielsetzungen der Bildungspolitik werden daher 

nach wie vor innerstaatlich festgelegt werden, dies 

gilt z.B. für die Grundschulausbildung, die Aus- und 

Weicerbildung, für die Regelung bezüglich des Hoch­

schul zuganges, der Studienförderung, de: umfassenden 

Hochschulausbildung. Diese Bereiche werden durch das· 

Gemeinschaftsrecht nicht erfaßt. Es bestehen auch 

keine grundsätzlichen Proble~e hinsichtlich der Rah­

menregelungen der EG betreffend die gegenseitige An­

erkennung von Oiplomen (Hochschulabschlüssen). 

Der berufsbezogenen Aus- und Weiterbildung in ÖSter­

reich wird in Hinkunft, verstärkt durch die beabsich­

tigte Teilnahme am Binnenmarkt, ein noch gröBerer 

Stellenwert einzuräumen sein. 

Oie berufsbezogene Aus- und Weiterbildung darf sich 

jedoch nicht auf den Erwerb betriebsspezifischer 

Kenntnisse beschränken, sondern muS darüberhinausge-
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h nd u fa nd Int~cklunqa ögli~~~.it n eröffnGn. 

-Lebenolang0ß L~rn n- b dar! d r Motivation, der Un­

terstützung und der institutionellen Absicherung. 

Dazu gehören di Finanzierung der Weiterbildung sowie 

die arbeits- und 90zialrechtliche Abs1 cher'.lng. 

Um den Zugang zu Ausbildunqsma8nahmen zu gewährlei­

sten, besteht auf Ebene der EG die Absicht, die Mög­

lichkeiten der Bildungsfreistellunq auszuweiten. Die 

diesbezügliche Entwicklung wird, unabhängig von der 

laufenden Diskussion über die Annäherung an die EG, 

auch für die öaterreichische Bildungspolitik von In­

teresse sein. 

Insgesamt sind verstärkte Bemühungen zur gegenseiti­

gen Anerkennung erworbener Qualifikationen vorzuneh­

men, eine Teilnahme Österreichs an den diesbezügli­

chen Gemeinschaftsvorhaben ist wünschenswert. Dies 

gilt auch für d~e gezielte Teilnahme an laufenden 

Porschungsprogrammen der Gemei~schaft, ~elche auf 

eine verstärkte grenzüberschreitende Zusammenarbeit 

im Bildungsbereich abzielen. 

Die programmatischen Vorstellungen der ~G im Pflicht­

schulbereich sind auch für das esterreichische 8il­

dungswesen von Relevanz. Dies gilt insbesondere hin­

sichtlich der Programme gegen Schulversagen, der För­

derung für benachteiligte Gruppen und des Fremdspra­

chenunterrichts . 

Für die Internationalität der österreichischen Bil­

dung sind die Schüler-, Studenten- und Jugendaus­

tauschprogramme im Bereiche der EG von Interesse. 
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4} Zukünftig 

Die ~esentliche F~nktion der Sozialpartner bei der Lö­

sung wirtschafts- und sozialpolitischer Probleme im Kon­

senswege hat insgesamt durch dia Erhaltung deo sozialen 

Friedens der österreichischen Wirtschaft einen echten 

internationalen Wettbewerbsvorteil verschafft. Die Sozi­

alpartner werden auch bei dem in verschi ede nen anderen 

Teilen dieser Stellungnahme festgelegten Handlungsbedarf 

gemeinsam versuchen müssen, zu Lösungen beizutragen, 

welche die internationale Wettbewerbs fähigkeit aller 

österreichischen Wirtschaftsbereiche ermöglichen und 

fördern. 

Bei der Beurteilung der künftigen Rolle der Sozialpart­

ner ist davon auszugehen, daß der aufgezeigte Handlungs­

bedarf nicht nur im Vorfeld eines EG-Beitrittes, sondern 

im Hinblick auf die internationale ;iettbewerbsfähigkeit 

aller ~irtschafts~ereiche umgesetzt ~erden ~ua ~nd die 

Sozialpartner daher im bisherigen Rahmen voll gefordert 

sind. Erst ein EG-Beitritt wird erhebliche Teile des 

Kitbesti~mungsfeldes der Sozialpa rtner nach Brüssel ver­

lagern, so z. B. in der Regelungspolitik geschützter Sek­

toren, wie etwa den landwirtschaftlichen Marktordnungen. 

Er bedeutet jedoch keine Notwendigkeit zur Änderung der 

Regelungen der Mitgliedschaft bei den einzelnen Kaamern. 

Im Falle eines EG-Beitrittes wird eich daher die Tätig­

keit der Sozialpartner verstärkt auf die strategisch 

wirtschaftspolitische K1tgestaltung der österreichischen 

Position in den verschiedenen EG-Gremien, insbesondere 

im Rat, umorientieren müssen. Die organisatorische Form 

dieser Mitgeataltung bedarf noch einer näheren Klärung 

zwischen der Bundesregierung und den Sozialpartnern. Die 
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Sozi alp rtn r rd n i irt cha!t - uDd Sosi 13uoschuS 

vertrat n I in und dort di gGgeben n Mitwirkung ög­

lichkeiten wahrnehmen. Jedenfalls werden oi der Mitge­

staltung auf internationaler Ebeno , nicht zuletzt auch 

in den internationalen Intaressanverbände n, verstärktes 

Augenmerk zuwenden mussen. 

Unter den neuen Rahmenbedingungen einer EG- itglied­

schaft wird es neuer grundsätzlicher Öberainkommen der 

Sozialpartner hinsichtlich ihrer Vorgangsweise in den 

EG-Gremien und bei der Beratung der Regierung in diesen 

Angelegenheiten bedürfen. 

Trotz eines Beitrittes zu den EG werden zahlreiche Kom­

petenzen auf nationaler Ebene bleiben und damit die be­

stehende Mitwirkung der Sozialpartner keine Änderung er ­

fahren. Insbesondere bleibt , die Zuständigkeit der 

Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorganisationen hinsichtlich 

des Abschlusses von Kollektivverträgen unberührt. 

~~ Zuge der gegenwärtigen weltwirtachaftlichen Entwick ­

lung we rden sich die SOZialpartner mehr denn je auch um 

internationale Fragen jenseits des EG-Bereichs kümmern 

müssen, wie sie dies etwa durch die Studie Ent-nicklungs­

politik bereits dokumentiert haben. Es üssen auch wirt ­

schaftspolitische Strategien verfolgt werden, die eine 

stärkere internationale Präsenz der ös terreichischen 

Wirtschaft , vor allem im pazifi s chen Ra~ und in den 

sich liberalisierenden zentralistischen osteuropäi schen 

Wirtschaftsordnungen sichern. Aus diesea Grunde werden 

die derzeitigen Internationalisierungsbestrebungen der 

österreichischen Wirtschaft, deren zentrales Anliege n 

die umfassende , gleiChberechtigte Teilna hme am Binnen­

markt ist, durch die Mitwirkung der Sozialpartner bei 
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